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CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag • Platz der Republik 1 • 11011 Berlin 

An die Mitglieder des  

CDU-Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern 

Bericht des Landesgruppenvorsitzenden 
Ausgabe:  20. WP/23-11 

Anlass:  Fraktionssitzungen am 19. und 26. September 2023 

Liebe Parteifreunde, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

in der Hoffnung, dass Sie und Ihr in dieser Woche einen gebührend fröhlichen 
Nationalfeiertag verlebt habt, nutze ich die Gelegenheit, um Sie in bewährter 
Weise in meinem „Bericht des Landesgruppenvorsitzenden“ mit einer 
Nachlese über das zurückliegende Plenargeschehen zu informieren. 

Im Mittelpunkt unsere parlamentarischen Debatten stand zuletzt natürlich die 
Migrationspolitik.  Für uns ist dabei klar: Wenn der Bundeskanzler schon 
öffentlich einen „Deutschland-Pakt“ vorschlägt, braucht es einen solchen 
Pakt vor allem in der Migrationspolitik, um die irreguläre Migration zu stoppen. 
Dazu schweigt die Bundesregierung allerdings fortwährend, was wir ihr nicht 
durchgehen lassen. Als Zusammenfassung unserer aktuellen Position in der 
Migrationsdebatte verweise ich auf meine aktuelle Rede zu unserer Leitdebatte 

im Bundestag („Aktuelle Stunde“). 

Da wir uns derzeit auch intensiv mit der Haushaltspolitik beschäftigen, darf 
ich zudem auf eine Übersicht zum Bundeshaushalt 2024 und auf eine vertiefte 
Ausarbeitung zu kommunalen Aspekten des Bundeshaushalts 2024 verweisen. 
Zudem stelle ich Ihnen ein Rundschreiben zur Krankenhausreform bereit. 

Herzliche Grüßen aus einer Wahlkreiswoche in Mecklenburg-Vorpommern 

 
Philipp Amthor MdB 
Vorsitzender der CDU-Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern 

Anlage: 
· Rede von Philipp Amthor MdB zur Migrationspolitik (Link) 
· Bundeshaushalt 2024 - Übersicht (PDF, 4 Seiten) 
· Bundeshaushalt 2024 - Kommunale Aspekte (PDF, 37 Seiten) 
· Rundschreiben: Krankenhausreform (PDF, 4 Seiten)  
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Teil 1: Kernbotschaften der Woche 

 „Deutschland-Pakt in der Migrationspolitik 
– Irreguläre Migration stoppen“ 

In den ersten acht Monaten dieses Jahres kamen über 200.000 Asylbewerber 
nach Deutschland – eine Größenordnung von zwei Großstädten, die von 
Ländern und Kommunen aufzunehmen, zu versorgen und zu integrieren sind. 
Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum sind die Asylantragszahlen um über 77 
Prozent gestiegen, ein Rückgang ist nicht absehbar. Die Kapazitäten unseres 
Staates, der Ehrenamtlichen und der Zivilgesellschaft stoßen zunehmend an 
ihre Grenzen.  

Bundeskanzler Scholz hat in der Generaldebatte des Deutschen Bundestags am 
6. September 2023 einen "Deutschland-Pakt" vorgeschlagen. In dem dazu-
gehörigen Papier des Bundeskanzleramts finden sich auch vage Aussagen zur 
Migrationspolitik. Keiner der dort genannten Vorschläge ist neu, zur 
Begrenzung der irregulären Migration ist der „Pakt“ des Bundeskanzlers sogar 
völlig ohne Aussage. Die Bundesregierung und insbesondere Bundes-
innenministerin Faeser darf die Migrationslage in Deutschland nicht länger 
ignorieren. Es bedarf jetzt effektiver Maßnahmen zum Stopp der irregulären 
Migration. Denn für uns gilt weiterhin: Humanität und Ordnung sind zwei 

Seiten einer Medaille.  

Als Sofortmaßnahmen auf nationaler Ebene fordern wir insbesondere die 
Einführung von lageangepassten Grenzkontrollen auch an den Binnengrenzen 
zu Polen, Tschechien und der Schweiz. Die Liste der sicheren Herkunftsstaaten 
wollen wir um Georgien, Moldau, Indien sowie um die Maghreb-Staaten 
Tunesien, Marokko und Algerien erweitern. Mit den relevanten Herkunfts-
staaten müssen schnell wirksame Vereinbarungen über die Rücknahme ihrer 
Staatsangehörigen abgeschlossen werden. Auf europäischer Ebene muss sich 
die Bundesregierung dafür einsetzen, dass die besonders betroffenen EU-
Außengrenzstaaten besser unterstützt werden und von der EU die nötigen 
finanziellen Mittel für einen wirksamen Grenzschutz und die Errichtung der 
erforderlichen Infrastruktur erhalten. In den weiteren Verhandlungen zur 
Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems dürfen gegenüber dem 
gefundenen Kompromiss keine weiteren Abstriche gemacht werden. Zudem 
brauchen wir die Möglichkeit, Asylverfahren uneingeschränkt in sicheren 

Drittstaaten durchzuführen. 
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 „Pakt für Wachstum und Wohlstand“ 

In den aktuellen Wachstumsprognosen ist Deutschland das Schlusslicht: Von 
allen vergleichbaren Industrieländern ist Deutschland das einzige, dessen 
Wirtschaft 2023 schrumpft und nicht wächst. Die Kapitalabflüsse aus 
Deutschland sind auf einem Rekordhoch: Für jeden Euro, der im letzten Jahr in 
Deutschland investiert wurde, sind 13 andere Euro ins Ausland abgeflossen. 
Dieser Kapitalabfluss ist der höchste seit 20 Jahren. Die Firmeninsolvenzen 
sind gestiegen und liegen im ersten Halbjahr 2023 um 20 Prozent über dem 
Vorjahr. Die Arbeitslosigkeit steigt trotz der demografischen Entwicklung. Im 
Vorjahresvergleich stieg die Zahl um 150.000.  

Eine starke industrielle Basis ist Voraussetzung für anhaltenden Wohlstand in 
Deutschland. Sie bietet gut bezahlte Arbeitsplätze für viele Bürgerinnen und 
Bürger. Aber das wirtschaftliche Potenzial wird derzeit nicht abgerufen. Wir 
müssen jetzt die richtigen Rahmenbedingungen setzen, damit Deutschland ein 
führendes Industrieland in Europa und der Welt bleibt, ein Land, das auf 
Augenhöhe mit den anderen Wirtschaftsmächten der Welt agieren kann. 
Kurzfristige konjunkturelle Strohfeuer werden der Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands nicht helfen. Wir brauchen Strukturreformen, um das 
Fundament unseres Wohlstands zu erneuern. Deutschland braucht jetzt eine 
Wachstumsagenda für Wirtschaft, Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit. Wir 
fordern ein Belastungsmoratorium und Maßnahmen zur spürbaren und 
raschen Bürokratieentlastung. Wir wollen günstigere Energie für Unternehmen 
und Verbraucher durch eine Ausweitung des Energieangebots und die 
Reduzierung der Stromsteuer. Arbeit und Leistung müssen sich wieder lohnen: 
Die Sozialabgaben müssen bei 40 Prozent gedeckelt werden; die 

Steuerbelastung von Unternehmen soll auf 25 Prozent sinken. 

 „Null Toleranz bei Clankriminalität  
– Ankündigungen müssen unverzüglich Taten folgen“ 

Unser Rechtsstaat ist durch Clankriminalität herausgefordert: Vor allem in 
Großstädten haben sich die Aktivitäten krimineller Clans in den letzten Jahren 
zu einem sichtbaren Phänomen allgemeiner und organisierter Kriminalität 
entwickelt. Als „Clans“ werden großfamiliäre Strukturen bezeichnet, bei denen 
ein erheblicher Teil von Familienmitgliedern in kriminelle Machenschaften 
verstrickt sind. Die Spannbreite reicht von Bagatelldelikten bis zu schweren 
Verbrechen wie Mord und Totschlag, Drogenhandel und Gewaltkonflikte 
verfeindeter Clanfamilien auf offener Straße. Hinzu kommt die Missachtung 
elementarer Prinzipien unseres Rechtsstaats und eine Ablehnung unserer 
Rechts- und Werteordnung. Viele Mitglieder von Clans sind Deutsche, aber 
viele verfügen auch über eine ausländische oder doppelte Staatsangehörigkeit. 
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Wir machen Vorschläge, um der Clankriminalität mit einer Null-Toleranz-
Strategie entgegenzutreten.  Das erfordert auf allen Ebenen des Staates 
konsequente Reaktionen und Maßnahmen des Rechtsstaats. Zur Bekämpfung 
der Clankriminalität wollen wir die Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden 
stärken und ihnen die erforderlichen Instrumente für effektive Ermittlungen 
an die Hand geben. Wir brauchen noch wirksamere Regeln, um illegales 
Vermögen besser abschöpfen zu können. Kriminelle Clanmitglieder mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit müssen konsequent ausgewiesen und 
abgeschoben werden. Bei Doppelstaatlern wollen wir Möglichkeiten zum 
Entzug der deutschen Staatsangehörigkeit prüfen. 

 „Deutschland aus der Baukrise führen: Jetzt wirksame Maßnahmen für 
bezahlbares Bauen und Wohnen ergreifen“ 

Deutschland ist in einer echten Wohnungsbaukrise. Die Lage ist dramatisch: 
Die Baugenehmigungszahlen brechen flächendeckend ein, die Auftragsbücher 
der Unternehmen laufen leer und Projekte werden reihenweise storniert. 
Einige Unternehmen mussten bereits Insolvenz anmelden, viele andere sind in 
eine bedenkliche finanzielle Schieflage geraten. Es gibt bereits Kurzarbeit und 
erste Entlassungen. Wir brauchen jetzt einen Impuls für mehr und bezahlbaren 
Wohnungsbau. Die Ampel-Regierung hatte bis zum ihrem Baugipfel alle 
Hilferufe aus der Bauwirtschaft ungehört verhallen lassen. Leidtragende sind 
die vielen hunderttausend Menschen, die auf der Suche nach einer bezahlbaren 
Wohnung sind. Die auf dem Gipfel angekündigten Maßnahmen greifen auch 
manche unserer Forderungen auf. Sie reichen aber längst nicht aus.  

Die Bauwirtschaft ist ein tragender Pfeiler unserer Konjunktur. Angesichts der 
dramatischen Lage auf dem Wohnungsmarkt muss gegengesteuert werden. 
Dafür ist ein Dreiklang aus steuerlichen Maßnahmen, gezielter Förderung und 
der Senkung von Bau- und Baunebenkosten nötig. Der Staat muss vom 
Kostentreiber des Wohnungsbaus zum Impulsgeber werden. So erhalten wir 
Baukapazitäten und schaffen Raum für bezahlbares Bauen und Wohnen. Der 
Bundeskanzler steht hier persönlich in der Verantwortung, denn er hatte sich 
im Bundestagswahlkampf die Schaffung bezahlbaren Wohnraums auf die 
Fahnen geschrieben. 
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Teil 2: Die Woche im Parlament 

– Initiativen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion – 

IP-Adressen speichern und Kinder vor sexuellem Missbrauch schützen 

In einem Urteil vom 20. September 2022 hat der Europäische Gerichtshof 
entschieden, dass das Europarecht einer befristeten, allgemeinen und 
unterschiedslosen Speicherung von IP-Adressen nicht entgegensteht. Die IP-
Adresse ist gerade im Bereich der Kinderpornografie im Internet oft der einzige 
Ansatz für Ermittlungen. Über die IP-Adresse, die dem Computer beim Surfen 
im Internet vom Provider zugewiesen wird, können Täter identifiziert werden. 
Die Telekommunikationsunternehmen speichern diese Daten zurzeit aller-
dings unterschiedlich lange, manche speichern gar nicht. Ohne diese Daten 
führen die Ermittlungen nicht selten ins Leere. Die Verwendung der Verkehrs-
daten führt allein zu der Auskunft, welcher Anschlussinhaber unter einer den 
Sicherheitsbehörden bereits bekannten IP-Adresse zu einem bestimmten 
Zeitpunkt im Internet angemeldet war. Wir fordern die Bundesregierung 
deshalb auf, unverzüglich einen Gesetzentwurf vorzulegen, der den vom 
eingeräumten gesetzgeberischen Spielraum zur Speicherung von IP-Adressen 
zur Verfolgung der Straftaten des sexuellen Kindesmissbrauchs und der 
Kinderpornografie umsetzt. Dabei muss insbesondere eine praxistaugliche 
Regelung zur Speicherung von Portnummern getroffen werden, damit digitale 
Tatortspuren dem Verursacher sicher zugeordnet werden können. Die 
Speicherdauer sollte sechs Monate betragen. 

Krankenhausreform: Kalte Strukturbereinigung verhindern 

Die Krankenhäuser in Deutschland sind durch die Kosten- und Einnahme-
situation – unter anderem durch die Energiepreissteigerungen – in finanzielle 
Schwierigkeiten gekommen. Nach Angaben der Deutschen Krankenhaus-
gesellschaft (DKG) hatte dies schon im Jahr 2022 ein monatliches Defizit von 
rund 440 Millionen Euro für alle deutschen Krankenhäuser zur Folge. Das 
Defizit für alle Kliniken im laufenden Jahr steigt nach Berechnungen der DKG 
weiter. Nach aktueller Prognose droht in vielen Fällen die Insolvenz, solange 
die geplante Krankenhausstrukturreform nicht greift und keine entsprechende 
Brückenfinanzierung sichergestellt wird. Eine ungesteuerte, kalte Struktur-
bereinigung der Krankenhauslandschaft in Deutschland gilt es mit aller Kraft 
zu vermeiden. Mit unserem Antrag fordern wir deshalb eine Prognose, welcher 
zusätzlicher Finanzbedarf notwendig ist, um darauf aufbauend ein Vorschalt-
gesetz zu erarbeiten und auf den Weg zu bringen. Nur so können wir Massen-
insolvenzen von deutschen Krankenhäusern verhindern und die Stabilisierung 
der stationären Versorgung bis zu dem Zeitpunkt sicherstellen, an dem die 
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geplante, große Krankenhausreform ihre Wirkung entfaltet. Parallel zu 
unserem Antrag debattieren wir den Entwurf für das „Gesetz zur Förderung der 
Qualität der stationären Versorgung durch Transparenz (Krankenhaus-
transparenzgesetz)“. Das Gesetz der Bundesregierung soll die Transparenz über 
das Leistungsgeschehen im Krankenhaus erhöhen und durch eine geeignete 
Veröffentlichung der Qualität für die Patientinnen und Patienten ersichtlich 
machen, welche Leistungen mit welcher Qualität im jeweiligen Krankenhaus 
erbracht werden. Hierfür bedarf es geeigneter Daten. In der vorliegenden Form 
lehnen wir das Gesetz ab. Das Ziel einer höheren Transparenz und einer 
besseren Qualität teilen wir jedoch. Allerdings weist die konkrete Umsetzung 
erhebliche Mängel auf und führt in der Konsequenz zu einem mehr an 
Bürokratie und einer nicht sachgerechten. In erster Lesung debattieren wir 
außerdem unseren Antrag "Kontinuität der Beratung und Erhalt bewährter 
Fachkräfte bei der Stiftung Unabhängige Patientenberatung Deutschland durch 
Übergangslösung absichern“.  

Wolf bejagen: Menschen und Weidetiere schützen 

Immer wieder kommt es in Deutschland zu Übergriffen durch den Wolf auf 
Weidetiere. Der Wolf vermehrt sich zudem stark. Entgegen den Aussagen der 
Bundesumweltministerin ist damit ein günstiger Erhaltungszustand des Wolfs 
in Deutschland erreicht. Das haben die Sachverständigen in der Experten-
anhörung im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz am 18. Januar 2023 bestätigt. Mit unserem Antrag fordern 
wir deshalb: Neben einer unbürokratischen Entnahme der sogenannten 
Problemwölfe müssen die Spielräume des EU-Rechts genutzt und ein aktives 
Bestandsmanagement zur Begrenzung des Wolfsbestands eingeführt werden. 
Dazu muss der Wolf in das Jagdrecht aufgenommen werden. In Gebieten, in 
denen kein Herdenschutz mit Zäunen aufgrund der geografischen Gegeben-
heiten möglich ist, z.B. am Alpenbogen und auf Küsten- und Hochwasser-
deichen, sollen wolfsfreie Gebiete ausgewiesen werden. International muss der 
Schutzstatus des Wolfs in der europäischen FFH-Richtlinie (von Anhang IV auf 
Anhang V) sowie in der Berner Konvention (von Anhang II in Anhang III) 
herabgestuft werden. Beim Umgang mit Bären müssen die Landesbehörden in 
die Lage versetzt werden, übergriffige Bären umgehend im Interesse der 

öffentlichen Sicherheit zu entnehmen. 

Beibehaltung des Mehrwertsteuersatzes von 7 Prozent für Gastronomie 

Für Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der Abgabe 
von Getränken wird seit dem 1. Juli 2020 bis gegenwärtig Ende 2023 der 
ermäßigte Mehrwertsteuersatz in Höhe von 7 Prozent gewährt. Damit soll ein 
Beitrag zur Bekämpfung der Corona-Folgen und zur Stärkung der Binnen-
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nachfrage geleistet werden. Die Gastronomie benötigt möglichst frühzeitig 
Planungssicherheit für die Situation ab 2024, nicht zuletzt aufgrund von 
Familien- und Betriebsfeiern, die oft viele Monate im Voraus gebucht und 
entsprechend kalkuliert werden müssen. Die Wettbewerbsfähigkeit der 
Gastronomie muss angesichts steigender Belastungen vor allem durch hohe 
Energie- und Einkaufspreise jedoch unabhängig von Verhaltensänderungen 
weiter grundsätzlich gestärkt werden. Wir fordern deshalb mit unserem 
Gesetzentwurf eine Verstetigung der Anwendung des ermäßigten Mehrwert-
steuersatzes in Höhe von 7 Prozent in der Gastronomie. 

Nationaler Veteranentag: Anerkennung und Würdigung unserer Soldaten 

Seit der Gründung der Bundeswehr haben über 10 Millionen Frauen und 
Männer in unseren Streitkräften gedient. Ihr Dienst für die Landes- und 
Bündnisverteidigung sowie der Einsatz in internationalen Missionen waren 
und sind geprägt von oft auch gefährlichen Bedingungen, persönlichen 
Entbehrungen sowie körperlichen und seelischen Härten. Die Frauen und 
Männer der Bundeswehr haben seit 1955 diesen Dienst auf sich genommen, um 
für den Frieden, die Sicherheit und die Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland jederzeit einzustehen. Unsere Frauen und Männer in Uniform, 
diejenigen die gedient haben, diejenigen die derzeit aktiv dienen und 
diejenigen, die in der Reserve bereitstehen, kurzum: die Veteranen der 
Bundeswehr, verdienen daher Respekt, Anerkennung und Würdigung für ihren 
Dienst. Wir fordern daher einen nationalen Veteranentag, der jährlich am 12. 
November, dem Gründungstag der Bundeswehr, gefeiert wird. So wollen wir 
den Dienst, die Leistungen und die Opfer aller Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr, die in den Diensten unseres Landes standen und stehen, 

angemessen würdigen. 

50 Jahre deutsche Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen (UN) 

Mit einem eigenen Antrag wollen wir zwei Punkte setzen: Zum ersten soll das 
Jubiläum von 50 Jahren deutschen UN-Mitgliedschaft gebührend gefeiert 
werden. Wir wollen es zum Anlass nehmen, die Bedeutung der UN in der 
Bevölkerung bekannter zu machen. Zum zweiten wollen wir Deutschland 
endlich wieder zum Motor der UN-Reformpolitik machen. Dafür schlagen wir 
konkrete Änderungen vor, nicht zuletzt in den VN-Institutionen. Als wichtiger 
Teil der demokratischen Staatengemeinschaft muss Deutschland mehr tun, um 
die bedrohte regelbasierte Ordnung zu schützen und Partner zu überzeugen, 

uns dabei zu helfen. 
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Potenziale der Geothermie nutzen 

Geothermie ist eine ganzjährig zur Verfügung stehende und erneuerbare 
inländische Energiequelle mit einem beträchtlichen Potenzial. Sie kann im 
gesamten Bundesgebiet eingesetzt werden. Sie ermöglicht es, den Wärmeertrag 
auf das bis zu 30fache des Stromeinsatzes zu hebeln. Bei Bestandsgebäuden – 
die regelmäßig einen erhöhten Energiebedarf gegenüber Neubauten aufweisen 
– haben geothermische Lösungen den Vorteil, dass sie im Vergleich zu Luft-
wärmepumpen auch an kalten Tagen überwiegend mit Hebeln des Strom-
einsatzes arbeiten. Deshalb tragen sie besonders in dem Zeitraum, in dem 
ohnehin besonders viel elektrische Energie benötigt wird, zur Einsparung von 
Strom bei. Anfängliche technisch-geologischen Probleme sind mittlerweile 
analysiert und beherrschbar. Allen Projekten ist auch bei größter technisch-
geologischer Sorgfalt gemein, dass sie ein signifikantes Fündigkeits- und damit 
Finanzrisiko tragen, das dem dringend erforderlichen Ausbau der Tiefen-
geothermie entgegensteht. Mit unserem Antrag machen wir deshalb 
vorschlagen, wie wir die Potenziale der Geothermie heben können. Das betrifft 
beispielsweise konkrete Vorschläge der Risikoabsicherungen, der Verein-
fachung von Genehmigungsverfahren, die Verzahnung mit dem Stromsystem 

oder die Stärkung von Forschung.  

Energiespeicher jetzt ausbauen 

Für eine größere Energiesouveränität und zur Erreichung der Klimaschutzziele 
ist neben dem Ausbau von erneuerbaren Energien für eine stabile und 
verlässliche Energieversorgung die Errichtung von Energiespeichern wichtig. 
Windenergie- und Solaranlagen speisen Ökostrom tageszeit- und witterungs-
bedingt nicht ständig und gleichmäßig ein. Die Erzeugung von erneuerbaren 
Energien kann daher einerseits nicht jederzeit die zudem steigende Nachfrage 
nach Strom bedienen. Andererseits übersteigt insbesondere an Tagen mit 
entweder vielen sonnenreichen Mittagsstunden oder mit viel Wind die 
Erzeugung von erneuerbaren Energien auch immer wieder die Nachfrage. In 15 
konkreten Punkten schlagen wir mit unserem Antrag deshalb Maßnahmen zum 
Ausbau von Energiespeichern vor.  

Endometriose – verstehen, behandeln, erforschen, begleiten 

Erst in den vergangenen Jahren wurde deutlich, welches Ausmaß und welche 
Bedeutung die Krankheit Endometriose für das Leben von bis zu 15% aller 
Frauen in Deutschland hat. Auf Druck der Unionsfraktion hat die Koalition 
nunmehr 5 Mio. Euro jährlich im Haushaltsplan des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung für Forschung in diesem Bereich vorgesehen. Damit ist 
es jedoch nicht getan. Es braucht unverzüglich mehr Aufklärung, eine bessere 
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Unterstützung der bereits vorhandenen Behandlungsstrukturen sowie die 
Möglichkeit, die Endometriose-Behandlung durch Fachärzte und Allgemein-
mediziner auskömmlich abzurechnen. Darauf wollen wir mit unserem Antrag 

hinwirken. 

– Regierungsinitiativen und Plenargeschehen im Übrigen – 

Zukunftsfinanzierungsgesetz (Regierungsentwurf) 

Die Bundesregierung will mit diesem Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung 
debattieren, die Zukunftsfähigkeit des Finanzstandorts Deutschland sichern 
und die steuerlichen Rahmenbedingungen für die Aktie als Vermögensanlage 
verbessern. Dabei richtet sie insbesondere den Blick auf die Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung, den persönlichen Vermögensaufbau und damit auch die 
Altersvorsorge. Der Entwurf greift Punkte aus dem von den Ministern Lindner 
und Buschmann im Juni 2022 vorgestellten Eckpunktepapier auf. Die Vor-
schläge weisen aber erhebliche Lücken auf: Ein Freibetrag für Gewinne aus 
Aktien ist ebenso wenig enthalten wie eine Abschaffung der gesonderten 
Verlustverrechnungskreise für Verluste aus Aktien und aus Termingeschäften. 
Im Vergleich zum Referentenentwurf wurde außerdem die Erhöhung der 
Förderung der Arbeitnehmersparzulage und die Aufhebung der Einkommens-
grenze für die Anlage der vermögenswirksamen Leistungen in Vermögens-
beteiligungen wieder gestrichen, was ein falsches Signal für Kleinanleger ist. 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (Regierungsentwurf) 

Mit der Reform des Straßenverkehrsgesetzes beabsichtigt das Verkehrs-
ministerium, den Ländern und Kommunen mehr Entscheidungs- und 
Handlungsspielräume einzuräumen – insbesondere bezüglich folgender drei 
Kernpunkte: Anordnung von Tempo 30, Ausweitung von Bewohnerparkzonen 
und Ausweitung von Sonderfahrspuren. Die Verbesserung des Schutzes der 
Umwelt, Schutz der Gesundheit und Unterstützung der städtebaulichen 
Entwicklung soll für sich allein genommen ausreichen, um eine regelnde 
Bestimmung auf der Verordnungsebene zu erlassen. Es sollen auch weiterhin 
der Zweck der Verbesserung der Verkehrssicherheit und die Leichtigkeit des 
Verkehrs verfolgt werden. Der Gesetzesentwurf ist zwar so drastisch wie 
erwartet und die Auswirkungen bleiben voraussichtlich überschaubar. 
Dennoch sehen wir den Entwurf kritisch.  
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Haushaltsfinanzierungsgesetz (Regierungsentwurf) 

Mit dem Entwurf der Bundesregierung, den wir in erster Lesung beraten, 
werden insbesondere die bereits im Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 
2024 und im Finanzplan bis 2027 angelegten Gesetzesänderungen umgesetzt. 
Teil des Entwurfs sind Änderungen im Bereich des SGB II und des SGB III 
vorgesehen; erwerbsfähige Leistungsberechtigte nach dem SGB II unter 25 
Jahren erhalten die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit ab dem 1. Januar 
2025 nicht mehr durch die Jobcenter, sondern aktive Förderleistungen aus dem 
SGB III durch die Agenturen für Arbeit. Zudem finden sich auch Änderungen im 
Bereich des SGB VI im Entwurf. Damit soll der zusätzliche Bundeszuschuss zur 
gesetzlichen Rentenversicherung wird in den Jahren 2024 bis 2027 um jeweils 
600 Mio. Euro gemindert werden. Durch neue Änderungen im Brennstoff-
emissionshandelsgesetz wird der CO2-Preispfad im Jahr 2024 von 35 auf 40 
Euro pro Tonne und im Jahr 2025 von 45 auf 50 Euro pro Tonne angehoben. 
Durch Änderungen im Bundeswehrfinanzierungs- und sondervermögens-
gesetz wird die Zweckbestimmung des Sondervermögens deutlich erweitert. So 
sollen auch z.B. Forschung, Munitionsausgaben, Infrastrukturprojekte usw. 
finanziert aus dem Sondervermögen finanziert werden können. Diese 
Änderungen lehnen wir ab, denn sie widersprechen den Vereinbarungen, die 
Grundlage unserer Zustimmung zum Sondervermögen waren. Teil des 
Gesetzentwurfs sind überdies die Änderungen im Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz, mit denen die Grenze des zu versteuernden Einkommens, bis 
zu der ein Anspruch auf Elterngeld besteht, für Alleinerziehende sowie für 
Personen mit gemeinsamen Elterngeldanspruch auf einheitlich 150.000 Euro 
festgelegt. Wir treten dieser Kürzung entscheiden entgegen. 

Bundeswehreinsatz im Irak (Regierungsentwurf) 

In dieser Woche befassen wir uns in erster Beratung mit der erneuten 
Verlängerung des Bundeswehreinsatzes im Irak. Der Einsatz zielt darauf ab, die 
irakischen Streit- und Sicherheitskräfte nachhaltig zu befähigen, die Sicherheit 
und Stabilität in Irak eigenständig zu gewährleisten und ein Wiedererstarken 
der Terrororganisation des sog. Islamischen Staates (IS) zu verhindern. Die 
internationale Gemeinschaft ist diesem Ziel in den letzten Jahren deutlich 
nähergekommen, hat es aber noch nicht erreicht. Eine Fortsetzung des 
Engagements ist daher notwendig, um das bisher Erreichte zu konsolidieren 
und tragfähig weiterzuentwickeln. Die Mandatsobergrenze verbleibt bei 500 
Soldatinnen und Soldaten. Das militärische Engagement der Bundeswehr zur 
Stabilisierung des Irak dient unseren Interessen in der Region und unterstützt 
Irak in einer entscheidenden und politisch herausfordernden Phase. Allerdings 
fehlt der Bundesregierung weiter ein Konzept für den Irak, für die Kurdenfrage 
im Irak sowie für den Umgang mit dem Iran im Irak. 
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Änderung Bundesvertriebenengesetz (Regierungsentwurf) 

In erster Beratung befassen wir uns mit dem Regierungsentwurf für ein „Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten der Vertriebenen und 
Flüchtlinge“. Mit der Gesetzesnovelle will die Bundesregierung endlich zur 
bisherigen Aufnahmepraxis von Spätaussiedlern zurückgekehrt werden. Dabei 
geht es um die Frage, wie die Zugehörigkeit zum deutschen Volkstum 
festgestellt wird, wenn in den lokalen Personal-dokumenten des Antragstellers 
eine andere (nicht-deutsche) Nationalität oder Volkszugehörigkeit eingetragen 
ist. Sehr viele Personen im postsowjetischen Raum haben aus Furcht vor 
Diskriminierung oder Stigmatisierung eine andere als die deutsche 
Volkszugehörigkeit eintragen lassen, obwohl sie sich dem deutschen Volkstum 
zugehörig fühlten und fühlen. Durch ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
von 2021 wurden an die Nachweisführung zur Widerlegung der Eintragung in 
den Personaldokumenten erhöhte Anforderungen gestellt (Gegenbekenntnis). 
Dies hatte zu Ablehnungsbescheiden des BVA geführt. Es ist gut, dass die 
Ampel-Regierung mit dem Entwurf endlich unseren intensiv vorgetragenen 
Forderungen nachgibt und zur bisherigen Anerkennungspraxis zurückkehrt. 

* * * 


